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Erlässe der Magistralsdirektion.
104 . Landes - und Gcmeindeabgabcn , Bezeichnung der

Abgabepflichtigen bei der Kontenführnng.

M .D . 8023/28 . Wien,  am 23. November 1928.
(An die M .Abt . 5 und 6, an alle magistratischen Bezirks¬
ämter , die Fachrcchnungs - und Rechnungsabtcilungen der
magistratischen Bezirksämter , an die Rechnungsamtsdircktion

und an den Vorstand des Steuerdienstes .)
Nach der Entscheidung des Verwaltnngsgcrichtshofes vom

9 März 1928, Z . A 713/27 , sind in Landes - und Gemeinde¬
abgabesachen in Ermanglung besonderer Vorschriften für die
Zustellung von Aufforderungen , Bescheiden,
Verfügungen und Entscheidungen  die Bestim¬
mungen des Personalsteuergesetzes anzuwenden . Dieses ver¬
langt im s 267 die Zustellung entweder zu eigenen Händen
der Partei , welcher zugestellt werden soll, oder ihres Bevoll¬
mächtigten gegen Empfangsbestätigung auf dem Zustcllscheiue.
Eine richtige und gesetzlich unanfechtbare Zustellung aber ist
ausgeschlossen, wenn der Bescheid nicht auf den Namen des
Abgabepflichtigen ausgefertigt wird , sondern zum Beispiel „an
Restaurant Bürgertheater " gerichtet ist.

Für den Zustellungsnachweis exekutiver
Mahnungen  sind folgende Bestimmungen des s 20 des
Einhcbungsgcsctzes maßgebend : Ist die Mahngebühr geringer
als 3 8 , so wird der Beweis über die Zustellung der Mah¬
nung durch den amtlichen Vermerk ihrer Ausfertigung und
die Anrechnung einer zweitägigen Zustellnugsfrist ersetzt.

Um Mängel in der Exekutionsführung zu vermeiden,
muß daher auf jedem Konto der Abgabepflichtige bezeichnet
sein, ihm sind die Mahnungen zuzustellen , er ist als Ver¬
pflichteter in den Pfändungsaufträgen , Rückstandsausweisen
usw . anzuführen . Es ist zweckmäßig, die übliche Bezeichnung
des Etablissements (wie z. B . „Tabarin ") auf dem Konto

ersichtlich zu machen, daneben muß aber der Name des je¬
weils Abgabepflichtigen festgehalten werden.

Es sind daher die Fürsorgcabgaberückständc auf
Grund der von der Partei vorgelegten Kassenanweisung
(Durchschrift der Abrechnung ) zu buchen. Falls das Konto
bisher der vorliegenden Vorschrift nicht entsprechend geführt
wurde , ist das Konto sofort zu ergänzen , beziehungsweise
richtigzustellen . Enthält die Kassenanweisung nicht die erfor¬
derlichen Angaben , sind sie im Einvernehmen mit dem
Bemessungsreferenten festznstellcn und sodann auf dem Konto
vorzumerken.

Zur fortlaufenden Berichtigung der Wohnbausteuer-
(Haus )konten werden die Rechnungsabteilungen von der
M .Abt . 5 (Wertzuwachsabgabc ) von jeder Besitzveränderung
verständigt ; der Erlaß der Magistratsdirektion vom 4. Juli
1925, M .D . 5854/25 , wird in Erinnerung gebracht . Die
Mahnungen sind wie bisher mit der Grundbuchs - und Oricn-
tierungsbezeichnung auszuferttgen und nur in Fällen , in
denen sich die Notwendigkeit ergeben hat , die Mahnung an
die Wohnadressc des Eigentümers oder des Bevollmächtigten
für mehrere Eigentümer zuzusenden , ist dies auf dem Konlo
zu vermerken und die Mahnung mit Angabe des Namens
und der Wohnadresse auszufertigen . Die Orientierungs¬
bezeichnung des Hauses ist dann oberhalb des Rückstands¬
ausweises anzugeben , weil sonst die Mahnungen mit zwei
Adressen zur Post gegeben würden.

Bei verpachteten Betrieben , die der Konzessions¬
abgabe unterliegen , ist auf dem Konto des Verpächters
und zwar in der Vorschreibnngsspalte vorzumerken , an wen
und von wann ab der Betrieb verpachtet wurde . Für den
Pächter ist ein Snbkonto zu führen , auf dem das gepachtete
Unternehmen ersichtlich sein muß . Hiedurch wird einerseits
eine bessere Ucbersicht über die Rückstände der einzelnen Pächter,
anderseits die Haftung des Verpächters in Evidenz gehalten.
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Werden Veränderungen der Inhaber von Platzzins-
und Jndustriewasserkontcn beim Einhebungsgeschäste bekannt,
ist im elfteren Falle die M .Abt . 56, im letzteren die
M .Abt . 34 a schriftlich zn verständigen.

Beim Wechsel des Abnehmers von Jndustriewasser iit
zu beachten, daß nach 8 13 des Gesetzes bei Veränderungen
in der Person des Wasscrabnehmers für die Gebühren in den
Fällen des 8 8, Absatz 3, und des 8 9 für die laufende
Abrechnungsperiode Vorgänger und Nachfolger zur unge¬
teilten Hand haften.

Bei Veräußerung der Realität kann der neue Eigen¬
tümer unbeschadet seines Rechtes des Rückgriffes auf seine
Vorgänger zur Entrichtung der von letzteren noch nicht ab¬
gestatteten , jedoch bereits fälligen Mehrverbrauchsgebühren
und Rückersätze mittels Zahlungsauftrages herangezogen
werden.

Die Rechnungsabteilungen haben sofort sämtliche
Konten für Landes - und Gemeindeabgaben durchzusehen und
unvollständige Bezeichnungen auf Grund der verfügbaren
Belege (Abrechnungen , Verweigerungsanzeigen , Zahlungs¬
aufträge ) zu ergänzen . Den Fachrechnungsabtcilungen wird
zur Pflicht gemacht, bei Revision der Gebühren auch zu
prüfen , ob das Konto die richtige vollständige Bezeichnung
des Abgabe (Steuer )pflichtigen trägt.

105 . Religionswechsel von Kindern zwischen dem 7. und
14 . Lebensjahre.

M .D . 8331/28 . Wien,  am 26. November 1928.

(An die M .Abt . 48, 49 und 50, an alle magistratischen
Bezirksämter und an die Expositur Stadlau .)

Es ist in letzter Zeit wiederholt vorgekommen , daß
konfessionslose Kinder im Alter zwischen 7 und 14 Jahren
in die katholische Kirche ausgenommen wurden . Ein derartiger
Wechsel des Religionsbekenntnisses steht aber mit dem Ge¬
setze vom 25. Mai 1868, R .G .Bl . Nr . 49, im Widerspruch,
weil das Gesetz klar und deutlich sagt, daß das Religions¬
bekenntnis zwischen dem vollendeten 7. und dem vollendeten
14. Lebensjahre nicht geändert werden darf.

Ein magistratisches Bezirksamt hat in einem derartigen
Fall , in dem es sich um den Wiedereintritt eines Kindes,
das vor Vollendung des siebenten Lebensjahres seinen
Eltern im Austritt aus der römisch-katholischen Kirche gefolgt
war , in diese Kirche nach dem vollendeten siebenten Lebens¬
jahre , jedoch vor Erreichung des vierzehnten Lebensjahres
gehandelt hat , mit Bescheid zu Recht erkannt , daß das
Kind der römisch-katholischen Kirche zugehört , weil dies dem
Wunsch des Kindesvaters entspricht und weil aus dem
Eintritt in die römisch-katholische Kirche Rechte einer Reli¬
gionsgesellschaft nicht verletzt werden . Diese Begründung
widerspricht offenkundig dem Gesetze vom 25. Mai 1868,
das , wie erwähnt , einen Religionswechsel zwischen dem voll¬
endeten siebenten und dem vollendeten vierzehnten Lebens¬
jahre ohne Ausnahme ausschließt.

Die magistratischen Bezirksämter werden angewiesen,
die Bestimmungen des Gesetzes vom 25. Mai 1868, R .G .Bl.
Nr . 49, strenge zu beachten. Sollten den Bezirksämtern
Geburts - und Taufscheine vorgelegt werden , auf denen von
einem Pfarramt der Eintritt oder der Wiedereintritt eines
Kindes in die römisch-katholische Kirche zwischen dem voll¬
endeten siebenten und dem vollendeten vierzehnten Lebens¬
jahre bestätigt ist, so ist zu dieser Bestätigung der Vermerk
zu setzen, daß die Aufnahme in die römisch-katholische Kirche
ungesetzlich vorgenommen wurde.

Sollte in einem derartigen Fall eine Entscheidung
über das Religionsbekenntnis zu fällen sein, so sind selbst¬

verständlich die Vorschriften des Gesetzes vom 25. Mai 1868,
die einen Religionswechsel in der angegebenen Zeit aus¬
nahmslos ausschließen , genau zu beachten.

106 . Ruhe - und Bersorgungsgenüsse , Verrechnung der
anteiligen Quoten bei den Betrieben.

M .D ./K 344/28 . Wien,  am 26. November 1928.

(An alle Aemter , Anstalten und Betriebe mit Ausnahme
des Kontrollamtes .)

Bei Ueberprüfung des Rechnungsabschlusses für das
Verwaltungsjahr 1927 wurde festgestellt, daß die im Erlasse
der Magistratsdirektion vom 11. Oktober 1926, M .D ./K
319/26 , festgelegten Richtlinien über die Verrechnung der
anteiligen Quoten der Betriebe am Personalaufwand der
Hoheitsverwaltung sowie der Beitragsleistung zum Auf¬
wand für die Ruhebezüge nicht einheitlich beobachtet werden.

Es wird daher neuerlich in Erinnerung gebracht, daß
sowohl die anteiligen Quoten als auch die Beiträge zu den
Ruhe - und Versorgungsgenüssen von der Fachrechnungs¬
abteilung I in der Art zu ermitteln sind, daß zu Beginn
jedes Monates der 12 . Teil der für diese Beitragsleistung
im Voranschlag vorgesehenen Ansätze den einzelnen Be¬
trieben angelastet wird . Veränderungen in den Bezügen der
den einzelnen Aemtern , Anstalten und Betrieben zugeteilten
Beamten während des laufenden Jahres haben keinen Ein¬
fluß auf die Ermittlung dieser Beitragsquoten . Falls jedoch
während eines Verwaltungsjahres vom Gemeinderate
Maßnahmen zugunsten aller  städtischen Angestellten
beschlossen werden sollten , so hat die Fachrechnungs¬
abteilung I die nach den Ansätzen des Voranschlages er¬
mittelten anteiligen Quoten um den gleichen Prozentsatz
zu erhöhen, der von der M .Abt . 1 als Steigerungskoeffizient
gegenüber den bisherigen Bezügen ermittelt wird.

Bei grundlegenden Veränderungen in einem Betrieb,
zum Beispiel vollständiger Auflassung , Zusammenlegung mit
einem anderen Betrieb , Abtrennung von einem bisher ein¬
heitlich geführten Betrieb usw ., welche die weitere Belastung
im bisherigen Umfang als unrichtig erkennen lassen, haben
die davon betroffenen Abteilungen an die M .Abt . 4 antrag¬
stellend zu berichten.

107 . Pcrsonenstandslirkunden in Deutschland.

M .D . 8015/28 . Wien,  am 30. November 1928.

(An alle Aemter , Anstalten und Betriebe mit Ausnahme
des Kontrollamtes .)

Unter Hinweis auf den Erlaß der Magistratsdirektion
vom 27. Dezember 1927, M .D . 9194/27 (verlautbart im
Verordnungsblatt Heft 1/1928 unter Nr . 6), wird auf Grund
einer Zuschrift des Bundeskanzleramtes vom 30. Oktober
1928, Z . 171595/7 , folgendes bekanntgegeben:

Die deutsche Regierung hat das Ersuchen gestellt , sich
künftig wegen Beschaffung von Personenstandsurkunden oder
wegen Erwirkung von Eintragungen in deutsche Personen¬
standsregister nicht mehr im diplomatischen Wege an die
deutsche Regierung in Berlin , sondern im Wege der Kon¬
sulate unmittelbar an bestimmte Landesbehörden zu wenden.

Um diesem Wunsche zu entsprechen, ist in allen
Fällen der oben erwähnten Art das Bundes¬
kanzleramt um seine Vermittlung zu er¬
suchen,  das seinerseits die notwendigen Weisungen an die
in Deutschland befindlichen österreichischen Vertretungen er¬
teilen wird . Derartige Ersuchsschreiben an das Bundes¬
kanzleramt bedürfen keiner vorhergehenden Genehmigung
durch die Magistratsdirektion.
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108. Pfuschcrtum, Bekämpfung.
M .D . 7116/28 . Wien,  am 30. November 1928.

(An die M .Abt . 53, an alle magistratischen Bezirksämter
und an die Expofitur Stadlau .)

Der Bundesminister für Handel und Verkehr hat an
alle Landeshauptmänner den nachstehenden Erlaß vom
28. September 1928, Z . 115677/12 , zur Bekämpfung des
Pfuschertums gerichtet:

„Die Klagen der gewerblichen Kreise über die Aus¬
breitung des gewerblichen Pfuschertums und die Frage der
Bekämpfung dieses Mißstandes bilden seit längerer Zeit
einen beinahe ständigen Punkt der Tagesordnungen der Ver¬
sammlungen der Genossenschaften, Genossenschaftsverbände
und sonstigen Vereinigungen . Auch die gewerblichen Fach¬
zeitschriften beschäftigen sich unausgesetzt mit dieser Frage.
Diese und die zahlreichen an das Ministerium gelangenden
Beschwerden und Anträge beweisen , welch einschneidende
Bedeutung der Gewerbestand der Frage beimißt . Besonders
eingehend hat sich der am 11. Juni 1928 abgehaltene Ge¬
werbetag für Wien und Niederösterreich mit der Angelegen¬
heit befaßt und in einer Entschließung mit allem Nachdruck
Abhilfe gefordert.

Es liegt mir selbstverständlich ferne, daraus
etwa den allgemeinen Vorwurf gegenüber den Gs-
werbebehörden ableiten zu wollen , als ob sie es bei der
Bekämpfung des Pfuschertums an gutem Willen und Tat¬
kraft mangeln ließen ; ich muß vielmehr die Bemühungen
der Behörden auf diesem Gebiete sowie die verschiedenen
der wirksamen Bekämpfung entgegenstehenden rechtlichen und
praktischen Schwierigkeiten voll anerkennen . Die oben
angeführten Umstände beweisen aber doch wohl , daß bisher
keine in jeder Beziehung befriedigenden Erfolge erzielt
worden sind und daß daher die Aufmerksamkeit , die der
Eindämmung der Mißstände zu widmen ist, erhöht werden
muß . Ich sehe mich daher veranlaßt , die Herren Landes¬
hauptmänner zu ersuchen, den Behörden neuerlich Weisungen
in diesem Sinne zu erteilen.

Ich glaube nicht, nochmals alle Gründe darlegen zu
müssen, die es vollkommen begreiflich machen, daß der Ge-
wcrbcstand die Ausbreitung des Pfnschertums gerade unter
den jetzigen Verhältnissen als eine besonders ernst zu neh¬
mende bedrohliche Erscheinung ansehen muß . Ich verweise
in dieser Beziehung insbesondere auf mein Schreiben vom.
22. Mai 1923, Z . 39812 . Ich möchte aber bei diesem Anlaß
ans einige Gesichtspunkte aufmerksam machen, die mir für
die Behandlung der Angelegenheit besonders wichtig er¬
scheinen.

Die Klagen der gewerblichen Kreise richten sich haupt¬
sächlich dagegen, daß die Strafen zu gering bemessen werden,
daß das Mittel der Arreststrafe zu selten angewendet wird
und daß die an und für sich schon niedrigen Strafen in
zweiter Instanz noch herabgesetzt oder gar vollständig nach¬
gelassen werden . Hier muß neuerdings darauf aufmerksam
gemacht werden , daß die Bestrafungen nie den Zweck der
abschreckenden Wirkung erreichen werden , wenn das Straf¬
ausmaß nicht im richtigen Verhältnis zum Erträgnis der
unbefugten Betätigung steht. Die untere Grenze der im
einzelnen Falle zu verhängenden Strafe sollte daher min¬
destens  so hoch sein, daß der vom Bestraften aus seiner
unbefugten Tätigkeit in der letzten Zeit erzielte Gewinn
ausgewogen wird . Uebersteigt dieser Gewinn die im Gesetz
vorgesehene Obergrenze der Strafen , so liegt zweifellos ein
besonders erschwerender Umstand vor und cs sollte in diesem
Falle schon bei der ersten Bestrafung eine Arreststrafe ver¬

hängt werden . Es darf eben nicht vergessen werden , daß
bei zu milder Praxis die Strafen nur als eine Art gern
geleisteter Steuer angesehen werden , nach deren Entrichtung
die unbefugte Tätigkeit ruhig fortgesetzt wird . Wenn ferner
die Behörde zweiter Instanz von ihrem Strafmilderungs¬
und Nachsichtsrechte zu ausgiebig Gebrauch macht, so kann
dies unter Umständen eine unerwünschte Wirkung auf die
Praxis der Unterbehörden haben . Ich verweise in diesem
Zusammenhänge auf das Bundes -Verwaltungsstraferhöhungs-
gesetz 1928, mit dem die in der Gewerbeordnung
angedrohten Geldstrafen auf das Zehntausendfache erhöht'
worden sind. Schon diese gesetzliche Maßnahme allein muß
zum Anlaß genominen werden , das durchschnittliche ' Maß
der zu verhängenden Geldstrafen verhältnismäßig zu er¬
höhen.

Von der durch § 152 der Gewerbeordnung gebotenen
Handhabe zur Beschlagnahme von Werkzeugen , Arbeits¬
stoffen usw . wird anscheinend von den Behörden zu selten
Gebrauch gemacht. In einer solchen Maßnahme kann unter
Umständen das wirksamste Mittel liegen , die weitere un¬
befugte Tätigkeit zu verhindern oder zu erschweren.

In neuester Zeit wird auch der Vorschlag gemacht, die
Gewcrbebchörden anzuweisen , bei jeder Feststellung eines
unbefugten Gewerbebetriebes die Steuerbehörde , die Kranken¬
kasse und das Arbeitslosenamt zu verständigen . Dieser Vor¬
schlag ist gewiß beachtenswert , da sich diese Stellen unter
Umständen veranlaßt sehen werden , den Pfuscher zu be¬
steuern , die Zahlung des Krankengeldes einzustellen oder
ihm die Arbeitslosenunterstützung zu entziehen.

Was iin besonderen die Arbeitslosenunterstützung be¬
trifft , so mache ich darauf aufmerksam , daß diese nach s 1,
Punkt 1, der Verordnung vom 9. Juli 1924, B .G .Bl.
Nr . 248, nicht gebührt , wenn der Lebensunterhalt durch die
Arbeitslosigkeit nicht gefährdet wird . Sollte die Verständi¬
gung des Arbeitslosenamtes tatsächlich zur Entziehung der
Unterstützung führen , so könnte ich hierin auch keine Un¬
billigkeit erblicken, denn das Pfuscherunwesen kann inso-
ferne die Zahl der Arbeitslosen vermehren , als den Ge¬
werbetreibenden zahlreiche Aufträge entgehen und es ihnen
daher erschwert wird , Hilfsarbeiter zu halten.

Zu der immer wieder neu erhobenen Forderung , der
Feststellung des Tatbestandes ausnahmslos Vertrauens¬
männer der Genossenschaften beizuziehen , ist zu bemerken,
daß die Gewcrbebchörden nach s 141, Absatz 3, der Ge¬
werbeordnung allerdings nur dann verpflichtet sind, einen
Beauftragten der Genossenschaft beizuziehen , wenn sie zur
Feststellung des Tatbestandes einen Augenschein vornehmen.
Es kann wohl keinem Zweifel unterliegen , daß das Gesetz
nur diejenigen Fälle im Auge hat , in denen ein Beamter
der Behörde selbst die Amtshandlung vornimmt , und nicht
die Fälle , in denen zum Beispiel Erhebungen durch die Gen¬
darmerie oder andere Organe angeordnet werden . Selbst¬
verständlich besteht aber kein gesetzliches Hindernis , die Bei¬
ziehung von Genosscnschaftsorgane » auch bei Erhebungen
der zuletzt genannten Art anzuordnen . Dies wird sich in
allen Fällen empfehlen, in denen die gerade von den ge¬
werblichen Kreisen mit Recht gewünschte Raschheit des Ver¬
fahrens durch eine solche Vorgangswcisc nicht beeinträchtigt
wird . Das Ministerium hat schon in seinem Erlasse vom
12. Dezember 1923, Z . 61039, den Standpunkt vertreten,
daß in diesem Belange allgemeine Weisungen kaum am
Platze wären , da die Anschauungen über die zweckmäßigste
Art des Vorganges in den einzelnen Ländern verschieden
sind. Das Ministerium hat damals empfohlen zu trachten,
mit den Genossenschaftsverbänden das Einvernehmen her-
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zustellen . Ich möchte hieran anknüpfen und betonen , daß
ich cs auch im allgemeinen für zweckmäßig hielte , wenn die
Gewerbebehörden von Zeit zu Zeit mit den Genossenschaften
oder Genossenschaftsverbänden in Fühlung träten , um dar¬
über zu beraten , welche Wege die geeignetsten wären , um
dem Pfuscherunwesen zu steuern . Der Weg der mündlichen
Aussprache bietet die Gelegenheit , Rechtsfragen zu klären und
Mißverständnisse zu beseitigen , und würde zweifellos auch
sehr dazu beitragen , einerseits bei den Behörden das Ver¬
ständnis für die Sorge des Gewerbes zu vertiefen und
anderseits auch die Genossenschaften von dem guten Willen
der Behörden zu überzeugen.

Zum Schluffe möchte ich noch auf die — wie es
scheint — nicht immer befolgte Vorschrift des ß 147, Absatz 3,
der Gewerbeordnung aufmerksam machen, wonach die Ge¬
nossenschaft jedenfalls  von der Verfügung in Kenntnis
zu setzen ist, die die Behörde über eine Strafanzeige ge¬
troffen hat . Selbstverständlich ist die Genossenschaft auch
dann zu verständigen , wenn ein Strafverfahren eingestellt
oder ein solches gar nicht eingeleitet wird ."

Dieser Runderlaß wird mit dem Beifügen zur Kennt¬
nis gebracht , daß allen beteiligten Stellen die energische
Bekämpfung des Pfuschcrtums unter Anwendung aller nach
den Gesetzen zur Verfügung stehenden Mittel neuerlich zur
Pflicht gemacht wird . Gleichzeitig werden die über die Be¬
kämpfung des Pfuschcrtums ergangenen Weisungen (der
Erlaß der M .Abt . 53 vom 11. August 1923, Z . 4562/23,
und die Erlässe der Magistratsdirektion vom 17. April 1924,
Z . 2871/24 , und vom 24. Juli 1924, Z . 5302/24 ) zur
genauen Darnachachtung in Erinnerung gebracht.

109 . Zuschußkredite , Erwirkung.

M .D . 8306/28 . Wien,  am 5. Dezember 1928.

(An alle - Aemter , Anstalten und Betriebe mit Ausnahme
des Kontrollamtes .)

Zur besseren Evidenzhaltung und Erleichterung der
Berichterstattung über die vom amtsführenden Stadtrat der
Verwaltungsgruppe II genehmigten und von den zuständigen
Gemetnderatsausschüssen zur Kenntnis genommenen Zuschuß¬
kredite wird angcordnet:

In den an die M .Abt . 4 auf Grund des Erlasses
der Magistratsdirektion vom 13. April 1928, M .D . 2748/28
(Verordnungsblatt Heft V/1928 unter Nr . 40), zu über¬
mittelnden Anzeige » über die Genehmigung von Zuschuß¬
krediten ist sowohl das Datum der Bewilligung durch den
amtsführenden Stadtrat der Verwaltungsgruppe II , als auch
die nach den Kreditkontrollen gegebene Ordnungsnummcr
des Zuschußkrcdites anzugeben.

110 . Hausieren und Agcntieren in städtischen Amts¬
räumen , Verbot.

M .D . 8605/28 . Wien,  am 6. Dezember 1928.

(An alle Aemter , Anstalten und Betriebe .)
Aus Anlaß eines vorgekommenen Falles werden die

Erlässe der Magistratsdirektion vom 20. Dezember 1922,
Z . 7851/22 , betreffend die Veranstaltung unbefugter Ver¬
käufe in Amtshäusern und vom 23. Oktober 1924,
Z . .7674/24 , betreffend den Verkauf von Gegenständen für
Wohltätigkeitszwcckc in den Amtsräumen zur genauen Dar¬
nachachtung in Erinnerung gebracht.

Demnach ist der Verkauf irgendwelcher Gegenstände zu
welchem Zweck immer in den Amtsräumen , das Besuchen
der Aemter , Anstalten und Betriebe durch Händler und
Agenten , dann das Anbieten und Verbreiten von Ankün¬

digungen u . dgl ., sowie die Ucberlassung von Amtsräumen
für einen der angeführten Zwecke ausnahmslos  ver¬
boten und von den Amtsvorständen unter keinen Um¬
ständen  zu dulden.

Das Verbot des Hausierens und Agentierens in den
Aemtern ist bei den Toreingängen des Amtsgebäudes und
bet den Eingangstüren zu den einzelnen Abteilungen so
deutlich sichtbar anzuschlagen , daß es von jedermann gleich
beim Eintritt gesehen werden muß . Außerdem ist dafür zu
sorgen, daß die betreffenden Agenten usw . möglichst schon
beim Eingang in die Aemter aufgehalten werden.

Die Amtsvorstände werden für die genaue Einhaltung
dieser Anordnung persönlich verantwortlich gemacht.

111 . Zentralrechnungsabteilung , Giro - und Saldierungs-
stclle.

M .D . 8615/28 . Wien,  am 6. Dezember 1928.

(An alle Aemter , Anstalten und Betriebe mit Ausnahme
des Kontrollamtes .)

Mit 10. Dezember 1928 wurde bei der Zentralrech¬
nungsabteilung eine neue Stelle geschaffen, die die Be¬
zeichnung „Zentralrechnungsabteilung , Giro - und Saldic-
rungsstelle " führt.

Diese Stelle hat folgende Geschäfte zu besorgen:
1. die Führung des Hauptgegentagebuches und dis

zentrale Verrechnung der Bezirksgebarung;
2. den bargeldlosen Verkehr und die Führung der

Bank -, Postsparkasse-, Scheck- und Valutcnbücher (GcschäftS-
kreis der bisherigen Girostelle ) ;

3. den Kontokorrent -Saldierungsverkehr mit den Rcch-
nungsabtetlungen aller magistratischen Bezirksämter , der
Rechnungsabtcilung Ilo , den städtischen Unternehmungen
und den fremden Kontoinhabern (Teil des Geschäftsumfanges
der bisherigen Kontokorrentstelle ) ;

4 . die Führung des Verbotsbuches.
Die Kontokorrentverrechnung mit den Betrieben (rest¬

licher Teil des Geschäftsumfanges der bisherigen Konto-
lorrentstelle ) erfolgt bei den Verwaltungsgruppen III bis
VII in der Rechnungsstelle Ila , lila , beziehungsweise in
der Rechnungsstelle I , IV bis VIII der Aentralrechnungs-
abteilung.

Die bisher bestandene Girostelle und die Konto¬
korrentstelle der Zentralrechnungsabteilung wurden mit dem
gleichen Zeitpunkte aufgelassen.

Dienstliche Mitteilungen von Amts¬
stellen.

Tschechoslowakische Republik , Neuorganisation der poli¬
tischen Verwaltung.

M .Abt . 50/L 279/28 . Wien,  am 13. November 1928.

(An die M .Abt . 7, 8, 12, 13, 42, 43, 49, 53 und 55, an
alle magistratischen Bezirksämter und an die Expositur

Stadlau .)

Das Generalkonsulat der tschechoslowakischen Republik
hat auf eine Anfrage folgendes mitgeteilt:

Aus Grund neuer gesetzlicher Bestimmungen ist an
Stelle des früheren Ministeriums mit der vollen Macht für
die Verwaltung der Slowakei das Landesamt unter der
Leitung eines Landespräsidenten als zweite politische In¬
stanz in Bratislava (Preßburg ) errichtet worden . Dieses
Landesamt hat eine ähnliche Kompetenz wie die Landes¬
ämter in den historischen tschechischen Ländern und hat auch
gleichzeitig die Kompetenz und die Akten von den jetzt auf¬
gelösten sechs slowakischen Gauen übernommen.
1
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Als erste politische Instanz fungieren nun in der
Slowakei die Bezirksämter (olrrssui üracl ) mit unver¬
änderter Kompetenz.

Eine ähnliche Organisation ist auch in Karpatho -Ruß-
land (Landesamt in ULHorod) eingeführt worden.

In den historischen Ländern wird vom 1. Dezember
1928 die gleiche Organisation in der Weise durchgeführt,
daß die politischen und autonomen ersten Instanzen (Be¬
zirksverwaltung und Bezirksausschuß ) in einem Bezirks¬
amt mit derselben Kompetenz vereinigt werden.

Aehnliches geschieht mit der Landesverwaltung und
dem Landesausschuß.

Das Land Sleszko (Schlesien ) vereinigt sich mit
l . Dezember 1928 mit Mähren in ein Land „Moravsko-
Sleszko " mit der Landcsverwaltung in Brno (Brünn ).

Statistische Mitteilungen der Stadt Wien.

M .Abt . 51/A 528/28 . Wien,  am 5. Dezember 1928.

Von den „Mitteilungen aus Statistik und Verwaltung
der Stadt Wien " ist das zweite Sonderheft des Jahrganges
1928 „Die Berufsverhältnisse in Wien und deren Entwick¬
lung " von Universitätsprofcssor Dr . Walter Schiff erschienen.

Die Magistratsabtcilungen haben die ihnen zukommcn-
dcn Hefte unmittelbar bei der M .Abt . 51 anzusprcchen.

Fischcreigeräteerzeugung , Abgrenzung vom Drcchsler-
gewcrbc , Gewcrbcumsang.

M .Abt . 53/11106/28 . Wien,  am 9. November 1928.
Das Amt der Wiener Landesregierung , mittelbare

Bundesverwaltung , hat mit dem rechtskräftigen Bescheide
von, 4. August 1928, M .Abt . 53/11488/27 , gemäß 8 36,
Absatz 2, der Gewcrbeordnuug entschieden, daß A. G . aus
Grund seines Gewerbescheines , lautend auf die „Erzeugung
von Fischcrcigeräten aus Bambusrohren mit Ausschluß jeder
handwerksmäßigen Tätigkeit ", berechtigt ist, Fischercigeräte
aus Bambusrohr derart zu erzeugen , daß die Rohre mit
einer sclbstcrfundcncn Splißmaschine gespalten , zusammen¬
geleimt , geglättet , mit Seide abgcbundcn und lackiert, die
einzelnen Teile sodann durch bezogene Metallstcckinuffen mit¬
einander in Verbindung gebracht und die bezogenen Hand¬
griffe anmontiert werden , ferner an derartigen Fischerei¬
geräten Reparaturen unter Einhaltung des gleichen Arbeits¬
vorganges vorzunehmen.

Für die Entscheidung ist folgende Erwägung maß¬
gebend gewesen:

Die im gegenständlichen Betriebe durchgcfllhrtcn amt¬
lichen Erhebungen haben ergeben, daß sich der Arbeitsvor¬
gang in nachstehender Weise absptelt:

Das Bambusrohr wird mittels eines von G . selbst
konstruierten hölzernen Zuges , der von einem Elektromotor
von */<> ? 8 angetrieben wird , gesplißt . Die ringfrcien Stücke
(6 bis 24 Splissen je nach der Größe der Angelruten ) werden
dann zusammcngclcimt , geglättet , mit Seide abgcbundcn und
lackiert.

Die Bearbeitung der einzelnen Angclrutentcile an
ihren Enden zum Einpassen in die von einem Feinmechaniker
verfertigten Metallhülsen wird mit einer Feile vorgenommen.
Die Griffstücke (rundes Grifsholz mit aufgeleimten , abge-
schlisscnen Korkstückchen) werden fertig von einem Drechsler
bezogen und auf die Rute aufmontiert.

Der Betrieb ist als ausgesprochener Spczialbetricb au-
zusehen . Bei der Erzeugung wird in diesem Betriebe ein
Arbeitsvorgang beobachtet, welcher sich von dem Arbeits¬
verfahren , wie es das Gutachten der Genossenschaft der
Drechsler darstellt , ganz wesentlich . unterscheidet . Das
Splissen des Materiales erfolgt mit einer selbsterfundenen
Maschine ; es kann daher bei diesem Arbeitsvorgang sicherlich
nicht davon gesprochen werden , daß hiebei in der dem
Drechsler eigenen Technik gearbeitet wird . Wenn die Ge¬
nossenschaft der Drechsler diese Maschine für eine Fräs¬
maschine erklärt , so kann dem zwar nicht zugestimmt werden,
es würde das aber an der ganzen Sachlage schon insofern
nichts ändern , als die Verwendung einer Fräsmaschine
keineswegs ausschließlich dem Drechslcrgcwerbe Vorbehalten
ist, sie vielmehr jedem Holz , Metall oder ähnliche Materia¬
lien verarbeitenden Gewerbe ohne Rücksicht darauf , ob es
sich um ein freies oder haudwcrksmäßiges handelt , zuge¬
billigt werden muß . Daß das Zusammcnlcimen , Glätten,
mit Seide Abbinden und Lackieren der Splissen keine

Drechslerarbeit ist, kann wohl ernstlich nicht bestritten werden.
Die metallenen Steckmuffen wie auch die hölzernen Griff¬
stücke werden fertig bezogen ; es ist daher ohne Belang,
welches Gewerbe zur Erzeugung dieser Bestandteile befugt
ist, da sie ja im gegenständlichen Betriebe selbst nicht erzeugt
werden . Es ist daher nur noch die Frage zu erörtern , ob
nicht das Montieren der einzelnen Teile der Angelrute auf
die Steckmuffen und der fertiggestellten Angelrute auf den
Griff einen Eingriff in das Drechslergewerbe darstellt.
Während das Gutachten der Genossenschaft der Drechsler in
dieser Hinsicht ausdrücklich hervorhebt , daß diese Arbeiten
mittels der Drehbank gemacht werden , wendet der fragliche
Betrieb , in welchem sich überhaupt keine Drehbank befindet,
eine vollkommen andere Technik an . Das Einpassen der
einzelnen Stücke erfolgt , wie schon oben dargestellt , unter
Verwendung der Feile . Es kann daher auch hierin nicht
die Vornahme einer Drechslerarbeit erblickt werden . In
jenen Fällen , in welchen die Vcrbindungsmuffen noch mit
sogenannten Zentralführungszapfen ausgestattet sind, kann
auch in der Montierung dieser Zapfen , welche durch An-
lcimen erfolgt , kein Eingriff in das Drcchslergewcrbe erblickt
werden.

Es war daher zu entscheiden, daß G . bei der Her¬
stellung von Fischereigeräten in der oben angeführten Technik
seine Gewerbeberechtigung nicht überschreitet . Unter diesen
Umständen kann es ihm natürlich auch nicht verwehrt werden,
an gleichartigen Fischcrcigeräten unter Einhaltung desselben
Arbeitsvorganges Reparaturen vorzunehmen.

Malcrgcwerbc , Abgrenzung des Gcwcrberechtsumfangcs
gegenüber dem Baumeister - und Maurergewerbe.

M .Abt . 53/11382/28 . W i e n, am 17. November 1928.
Das Amt der Wiener Landesregierung , mittelbare

Bundesverwaltung , hat mit dem Bescheid vom 10. Sep¬
tember 1928, M .Abt . 53/1946/28 , gemäß 8 36, Absatz 2,
der Gewerbeordnung entschieden, daß A. B . auf ^ Grund
seines Gewerbescheines für das Maler - und Anstreicher-
gcwerbe zur Durchführung von Weißigungsarbeiten befugt ist.

Für die Entscheidung sind nachstehende Erwägüngen
maßgebend gewesen:

A. B . hat anläßlich der Durchführung der Maler¬
arbeiten an einem Neubau auch die zweimalige Weißigung
der neu verputzten Decken und Wände vorgenommen.

Die Genossenschaft der Bau - und Steinmetzmeister hat,
von der Anschauung ausgehend , daß die Verwendung von
Kalkmilch und Kalkfarben , mit welchen die Weißigung erfolgt,
den Malern überhaupt nicht zustchc, in dieser Tätigkeit einen
Eingriff in die Gewörberechte des Bau - und Maurcrmeister-
gcwerbes erblickt. Demgegenüber hat die M .Abt . 23 b unter
Berufung auf ein Gutachten der Kammer für Handel,
Gewerbe und Industrie in Wien vom 29. September 1926,
Z . 9530, den Standpunkt vertreten , daß das Wcißigcn auch
in den Berechtigungsumfang des Malergewerbcs falle.

Die im Zuge des Verfahrens eingcholten Gutachten
ergeben nun , daß die Verwendung des Materiales zur Ab¬
grenzung zwischen den strittigen Gcwerbcrcchten nicht heran-
gczogen werden kann . Der Maler verwendet nicht nur Leim -,
Gummi -, Wachs - und Wasserglasfarbcn , er kann auch unter
gewissen Einschränkungen mit Oclfarben arbeiten , ebenso
aber auch mit Kalkmilch und Kalkfarbcu . Das Malen von
Decken und Wänden mit Kalkmilch und Kalkfarben ist, wie
das Gutachten der Handelskammer ausführt , von den
Zimmcrmalcrn schon längst , bevor sie zu Ton und Kreide
griffen , praktiziert worden . Der Großteil der in Wien in den
Jahren 1880 bis 1910 ausgeführten Neubauten ist von den
Malern nur mit Kalkmilch und Kalkfarbcn gemalt worden.

Es ist also ganz unzweifelhaft , daß die Verwendung
dieser Materialien dem Malergewerbc nicht fremd ist, daß sie
vielmehr in diesem Gewerbe auf langjähriger Hebung beruht.
Dazu kommt noch, daß der Maler in gewissen Fällen auf die
Verwendung von Kalkmilch und Kalkfarben geradezu an¬
gewiesen ist. So kann die Herstellung einer Neubemalung
auf einer alten abgenützten Malerei nur mittels Kalk durch¬
geführt werden . Ebenso ist das Ausmalen von Räumen , in
denen mit Gas geheizt oder gekocht wird , nur in Kalkmilch
oder Kalkfarben möglich, da alle anderen Ausführungen
minder haltbar sind und abblättern.

Es kann also dem Standpunkte , daß die Verwendung
von Kalkmilch und Kalkfarben dem Maurer - und Baumeister¬
gewerbe Vorbehalten sei, nicht beigepflichtet werden.
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Hervorzuheben wäre noch, daß der Maurer die Wand-
tüuchuug mittels Pinsels vornimmt, während der Maler die
Bürste hiezu verwendet, infolgedessen die vom Maurer ge¬
tünchten Wände auch bei zweimaligem Aufträgen streifig
werden, während die Malerarbeit eine gleichmäßig gedeckte,
rein weiße Fläche erzielt. Es ist also auch die Technik in der
Verwendung der Kalkmilch bei den beiden Gewerben nicht
die gleiche.

Umgekehrt soll natürlich auch nicht das auf langjähriger
Uebung beruhende Recht des Maurer - und Baumeister¬
gewerbes, derartige Weißigung vorzunehmen, bestritten
werden; nur ist dieses Recht eben kein ausschließliches. Das
Weißigen von Decken und Wänden mittels Kalkmilch ist viel¬
mehr als eine Arbeitsverrichtung anzusehen, welche sowohl in
den Bcrechtigungsumfang des Maurer - und Baumeistcr-
gcwerbes als auch in den des Malergewerbes fällt, wobei es
ganz ohne Belang bteivt, ob das Auslragen der Kalkmilch auf
neuoerputzten Wänden erfolgt oder ob alter Verputz vor¬
handen ist.

Der gegen diesen Bescheid Angebrachten Berufung der
Genossenschaft der Bau - und Steinmetzmeister in Wien hat
das Bundesministerium für Handel und Verkehr mit dem
Erlaße vom 30. Oktober 1928, Z . 117.965/13/1928, aus den
Gründen der angefochtenen Entscheidung und in der weiteren
Erwägung keine Folge gegeben, daß die erstmalige Weißi¬
gung auf neu verputzten Wänden und Decken eine für den
Bestand der Baulichkeiten nicht unbedingt notwendige Ver¬
schönerungsarbeit bildet, die, wie die Genossenschaft der Bau-
und Steinmetzmeister selbst zugibt, als eine Fertigstellungs¬
und Vollendungsarbeit zu werten ist. In der Berufung wird
selbst zugegeben, daß auch das Zimmermalergewerbe Weiß¬
talk zur Ausführung seiner Arbeiten verwendet, so daß ein
Unterschied in dieser Hinsicht zwischen dem Maurer- und
Baumeistergewerbe und dem Malergewerbe nicht besteht. Der
Hinweis der Berufung auf eine Festigung des blanken Ver¬
putzes durch die erstmalige Weißigung kann nicht als stich¬
hältig bezeichnet werden, da die erstmalige Weißigung über¬
haupt erst dann erfolgen soll, wenn der Vcrvutz vollständig
trocken ist und gut abgebunden hat.

Die Entscheidung ist in Rechtskraft erwachsen.

Gebäudeverwaltung , Befähigungsnachweis.
M.Abt. 53/11727/28. Wien,  am 30. November 1928.

Als praktische Betätigung im Sinne der ss 4 und 5
der Ministerialverorduung vom 18. Mai 1926, B.G.Bl.
Nr . 128, kann eine selbständig (das heißt nicht im Dienste
einer zur gewerbsmäßigen Gcbäudeverwaltung berechtigten
Person) geleistete Tätigkeit nicht anerkannt werden.

Ueber die Berufung des Gremiums der behördlich kon¬
zessionierten Realitätenvermittler und -Verwalter in Wien
und Niederösterreich gegen den Bescheid des magistratischen
Bezirksamtes für den XX . Bezirk vom 10. September 1928,
M.B .A. XX/4383/28, hat das Bundcsministerium für
Handel und Verkehr mit Erlaß vom 6. November 1928,
Z. 119022/13/28, den nachfolgenden Bescheid erlaßen:

Der Berufung wird Folge gegeben, der angefochtene
Bescheid behoben und die Konzession zur Verwaltung von
Gebäuden verweigert.

Gründe:
Nach §§ 4 und 5 der Verordnung vom 18. Mai 1926,

B .G.Bl . Nr . 128, ist der Nachweis der Befähigung für
das Gewerbe der Verwaltung von Gebäuden „in der Regel"
durch das Zeugnis über eine mit Erfolg abgelegte Prüfung
zu erbringen. Die Behörde kann  zwar unter gewissen Vor¬
aussetzungen die Konzession auch Bewerbern erteilen, die die
Prüfung nicht abgelegt haben, solche Bewerber haben aber
nach der Fassung der Verordnung keinen Rechtsanspruch, die
Konzession unter bestimmtest Voraussetzungen zu erhalten,
sondern es ist dem freien Ermessen der Verleihungsbehörde
überlassen, die Konzession zu verweigern. Im vorliegenden
Fall steht das Ministerium die praktische Betätigung, auf die
sich der Bewerber beruft, schon aus dem Grunde nicht für
genügend an, weil der Bewerber erst im Jahre 1923 in den
dauernden Ruhestand versetzt worden ist und es sich daher
vorher nur um eine nebenberufliche Tätigkeit gehandelt
haben kann. Abgesehen hievon trägt das Ministerium im all¬
gemeinen grundsätzlich Bedenken, eine selbständig, das heißt
eine nicht im Dienste einer zur gewerbsmäßigen Gebäude¬
verwaltung berechtigten Person geleistete Tätigkeit als prak¬
tische Betätigung im Sinuc der oben angeführten Ver-

orduungsbestimmungcnanzuerkennen, weil sie nicht die volle
Gewähr für die Erlangung der erforderlichen Kenntnisse
bietet und weil eine solche Anerkennung der unbefugten
gewerbsmäßigen Betätigung Vorschub leisten würde. Der
bloße Besuch eines „Vortragszyklus" über HausverwaltungS-
kunde genügt nicht als Nachweis „einschlägiger Studien " im
Sinne der Verordnung.

Gerichtliche Entscheidungen.
Realsteuern , Vorzugspfandrecht der Nebengebühren.
M.D. 8224/28. Wien,  am 27. November 1928.

Der Wiener Magistrat hat zu den Meistbotverteilungen
bei der Zwangsversteigerung von Liegenschaften bisher immer
nicht nur die für die Geltendmachung des Vorzugspfand¬
rechtes noch nicht verjährten reinen Steuer - und Gebühren¬
beträge, sondern auch die erwachsenen Nebengebühren ange¬
meldet. Nicht selten wurde die Qualität der Nebengebühren
als Vorzugsposten bestritten. In diese strittige Rechtsfrage
hat nunmehr der Oberste Gerichtshof völlige Klarheit gebracht
und ausgesprochen:

Der Verzögerungszuschlag zur Wohn¬
bausteuer genießt das gleiche Vorzugs-
Pfandrecht wie die Steuer selbst , dagegen
nicht die Zwangsverfahrensgebühren.

Die Vorentscheidungenund der Beschluß des Obersten
Gerichtshofes sind folgende:

Mit Meistbotsverteilungsbeschluß des Bezirksgerichtes
Hietzing vom 20. Mai 1928, Z . E 154/27/34, waren aus der
Verteilungsmasse für die versteigerte Liegenschaft Einl .Z.
486, Grundbuch Hietzing, an Wohnbausteuer 1927/1928
2080 8 24 A, au Kaualräumungsgcbühr 8 8 68 A und an
Wassermehrvcrbrauchsgcbühren1927/11/IV 105 8 50 L als
Vorzugsposten zugcwiesen worden. Dagegen sind in Statt-
gcbung des von der betreibenden Partei gegen die Zuweisung
des Verzögerungszuschlagesper 236 8 51 A und der Zwangs-
vcrfahrensgcbühren per 18 8 erhobenen Widerspruches diese
Beträge als Vorzugsposten nicht zugewiesen worden, weil
eine positive Vorschrift fehle, die den beiden Beträgen eine
Vorzugsqualität einräumen würde. Dem von der Gemeinde
Wien gegen diesen Beschluß Angebrachten Rekurs hat das
Landesgericht für Zivilrcchtssachcn in Wien als Rekurs¬
gericht zufolge Beschlusses vom 27. Juli 1928, Z . 39 R
881/28, keine Folge gegeben.

Dem von der Gemeinde Wien dagegen eingelegten
Revisionsrekurs hat der Oberste Gerichtshof zufolge Be¬
schlusses vom 20. September 1928, Z . 4 Ob 265/28, teil¬
weise Folge gegeben und den Meistbotsverteilungsbeschluß
der ersten Instanz dahin abgeändert, daß der Gemeinde Wien
als weitere Vorzugspost für den Verzögerungszuschlagder
Betrag von 236 8 74 ^ zugewiesen wird; im übrigen wurde
dem Revistonsrekurs jedoch keine Folge gegeben.

Gründe:
Insoweit sich die Beschwerde dagegen wendet, daß dem

Verzögerungszuschlagzur Wohnbausteuer nicht der Vorzugs¬
rang zuerkannt wurde, ist sie im Recht. Der Verzögerungs¬
zuschlag ist ebenso bestimmt, den durch die Verzögerung der
Zahlung dem Gläubiger entstandenen Nachteil auszugleichen,
wie dies die Bestimmung der Verzögerungszinsen ist (vergl.
§ 1333 a. b. G.B .). Es mag sein, daß dem Verzögerungs¬
zuschlag zur Zeit seiner Einführung teilweise die Eigenschaft
einer Strafe gegen die Schuldner zukam, die, auf die fort¬
schreitende Geldentwertung rechnend, die Abstattung ihrer
L-chuldigkeit möglichst lange hinauszogen. Das ändert aber
nichts daran, daß der Verzögcrungszuschlagden Charakter
einer zugehörigen Nebengebühr behielt, als welche er in dem
Range der Hauptforderung zum Zuge kommt. Der Oberste
Gerichtshof hat bereits am 16. Mai 1928, Z. 2 Ob 1136/27/4,
und am 21. Februar 1928, Z . 2 Ob 129/28/1, im gleichen
Sinne entschieden.

Hingegen kommt dem Revisionsrekurs keine Berechti¬
gung zu, wenn er für die Zwangsverfahrensgebühr von 18 8
die Reihung als Vorzugspost begehrt. Das Hofdekret vom
4. Jänner 1836, J .G.S . 113, worauf sich die Beschwerde
bezieht, spricht nicht von einer Nebengebühr, sondern von
Konkurrenzbeiträgen und Außenständen, die mit dem Begriff
einer Vcrfahrensgebühr nichts zu tun haben. Auch aus den
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K§ 11 (1) und 3 des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes(B.G,
Bl. Nr. 276/25) und aus s 25 des Steuereinhebungsgesetzes
(B.G.Bl. Nr. 373/25) läßt sich nicht ableiten, daß den Voll-
strcckungs(Eintreibungs)kosten ein Vorzugsrang zukäme, da
diese Gesetzesstelle nur die bis dahin strittige Frage gelöst hat,
ob diese Kosten des Verwaltungsverfahrens schon durch die
Aufnahme in den Rückstandsausweis Bestandteile des Exeku¬
tionstitels werden.

Im letzten Absatz des Beschlusses des Obersten Gerichts¬
hofes wird noch folgende Entscheidung über die Kosten des
Revisionsrekurses gefällt:

Da das Meistbotsverteilungsverfahren ein außer¬
streitiges Verfahren ist, können die Kosten des Revisions¬
rekurses nicht zugesprochen werden(ebenso Slg. 6439). -

Orffentliche Abgaben, gerichtliche Einbringung während
des Ausgleichsverfahrens.

M.D. 8224/28. Wien,  am 27. November 1928.
Gegen den Beschluß des BezirksgerichtesMödling vom

9. September 1928, Z. E 3861/28/1, womit in der Exeku
tionssache der betreibenden Gläubigerin Gemeinde Wien
gegen die verpflichtete Firma G. W. wegen 26228 70 A das
Exekutionsansuchender elfteren abgcwicsen worden war, hat
die Gemeinde Wien den Rekurs erhoben.

Das Landesgcricht für Zivilrechtssachen in Wien als
Rekursgericht hat hierüber folgenden Beschluß gefaßt:

Dem Rekurse wird Folge gegeben und der erstgericht¬
liche Beschluß im angefochtenen Teile dahin abgeändert, daß
auf Grund des vollstreckbaren Rückstandsauswciscsder Fach-
rechnungsabtcilung des magistratischen Bezirksamtes für den
XII . Bezirk vom1. September 1928 zur Hercinbringung der
vollstreckbaren Forderung der betreibenden Gläubigerin von
2362 8 84 K an Fürsorgcabgabc, an gesetzlichem Verzöge¬
rungszuschlag 10 Prozent per 236 8 26 ss nnd 32 8 54 Aan
Kosten des Exekutionsansuchensdie Exekution mittels zwangs¬
weiser Pfandrechtsbegründung durch bücherliche Einverleibung
des Simultanpfandrechtes auf die der Verpflichteten gehörige
Liegenschaft, Grundbuch Gumpoldskirchen, Einl.Z. 84, als
Haupteinlage und auf die LiegenschaftenGrundbuch Gum¬
poldskirchen, Einl.Z. 1274 und 2046,. als Ncbencinlagen
bewilligt wird und das Bezirksgericht Mödling als Grund¬
buchsgericht dieses Pfandrecht einzuverleiben, als Exekutions-
gcrtcht einzuschreiten und die Beteiligten zu verständigen hat.

Begründung:
Die Abweisung des Exekutionsansuchenshinsichtlich der

oben genannten Liegenschaften beruht auf einer unrichtigen
rechtlichen Beurteilung des rechtlichen Begriffes „öffentliche
Abgaben" im H 23 der Ausglcichsordnnng seitens des Erst-
gcrichtes. Dessen tliche Abgaben sind Forde¬
rungen des Bundes und anderer Körper¬
schaften öffentlichen Rechtes (Land , Bezirk,
Gemeinde ), die diesen kraft öffentlichen
Rechtes zur Bestreitung ihres Aufwandes
im öffentlichen Interesse zu stehen.  Daß für
die Fürsorgeabgabe alle diese Merkmale zutreffen, bedarf
keiner weiteren Darlegung. Diese Abgabe genießt daher, so¬
weit sie während des Ausgleichsverfahrens fällig wurde oder
nicht früher als drei Jahre vor der Eröffnung des Aus¬
gleichsverfahrens fällig wurde, im Ausgleichsverfahren ein
Vorrecht (K 23 der Ausgleichsordnung). Laut Rückstands¬
ausweis stammen die vollstreckbaren Rückstände an dieser Für¬
sorgcabgabc aus der Zeit vom Februar 1928 bis Juli 1928:
da die Eröffnung des Ausgleichsverfahrens laut Grundbuchs
lustrum vom 30. März 1928 erfolgte, treffen die obigen Vor¬
aussetzungen hinsichtlich der Fälligkeit offenbar zu. I st
aber die vollstreckbare Forderung bevor¬
rechtet im Sinne des H 23 der Ausgleichs¬
ordnung , so wird sie durch die Eröffnung
des Ausgleichsverfahrens nicht berührt
(§ 10, Absatz 4, der Ausgleichsordnung ); es
können daher ungeachtet des Ausgleichs¬
verfahrens richterliche Pfand - und Befrie¬
digungsrechte fürdieseForderung erworben
werden.

Der Rekurs ist daher vollkommen gerechtfertigt, weshalb
ihm stattzugeben und der erstgerichtlichc Beschluß im Sinne
der Bewilligung der angesuchten Exekution abzuändern war.

Salvatormedaille , kein Anspruch auf Ausfvlgung.
M.Abt. 49/17475/27. Wien,  am 16. Juni 1928.

Der Verfassungsgerichtshof hat über die Klage des
Karl R. in Wien gegen die Gemeinde Wien wegen Ueber-
gabe einer goldenen Salvatormedaille zu Recht erkannt:

Die Klage wird zurückgewicsen.
Erkenntnis des Versassungsgerichtshofesvom 8. Mai 1928,

Z. 38/7/27.
Tatbestand:

Der Wiener Gemeinderat hat mit Beschluß vom9. Ok¬
tober 1918 dem Kläger in Anerkennung seiner langjährigen
und ersprießlichen Tätigkeit auf dem Gebiete der Armen¬
pflege sowie auf anderen Gebieten der Gemeindeverwaltung
die. goldene Salvatormedailleverliehen.

Dies geschah auf Grund des s 59, lit . t, des Statutes
für Wien vom 24. März 1900, L.G.Bl. Nr. 17, womit die
Verleihung dieser Auszeichnung dem Gemcinderate selbst
Vorbehalten war.

Das Dekret an den Kläger enthält den Beisatz: „Da
bei den gegenwärtigen Schwierigkeiten in der Material¬
beschaffung die Herstellung der Medaille auf unüberwind¬
liche Schwierigkeiten stößt, wird die Ucberreichnng in einem
späteren Zeitpunkte erfolgen."

Im Jahre 1926 ersuchte der Kläger den Bürgermeister
persönlich um Intervention, da seit der Ausstellung des
Dekretes fast acht Jahre vergangen seien. Auf dieses Gesuch
erhielt er im Aufträge des Bürgermeisters eine Verstän¬
digung des Magistrates, daß goldene Salvatormedaillen mit
Rücksicht auf die wirtschaftlichen Verhältnisse nach dem Kriege
nicht mehr geprägt worden seien; seinem Wunsche könne
daher derzeit nicht Rechnung getragen werden.

Nun erhob R. die Klage gegen die Gemeinde Wien,
wobei er den Streitgegenstand mit 200 8 bewertete und sich
bereit erklärte, an Stelle der Medaille den Betrag von 345 8
anzunchmen. Er stützte die Klage auf Artikel 137, Absatz 1,
B.V.G. und begehrte die Verurteilung auf Ausfvlgung der
Medaille oder Zahlung von 345 8.

Die Gemeinde Wien wendete die Unzuständigkeit des
Versassungsgerichtshofes ein. Die Auszeichnung liege im
Beschluß des Gemcinderatcs, die Medaille sei bloß ein
äußeres Zeichen hiefür, wäre es anders, so hätte die Ver¬
leihung und Ueberreichung nicht getrennt werden können.
Es handle sich um einen reinen Verwaltungsakt, aus dem
dem Ausgezeichneten kein vermögensrechtlicher Anspruch ent¬
standen sei und zwar auch dann nicht, wenn die Uebcr-
rcichung des äußeren Zeichens wegen Unmöglichkeit der
Goldbcschaffung auch derzeit noch nicht geschehen könne, da
die Gemeinde auch jetzt dringendere Bedürfnisse der All¬
gemeinheit zu befriedigen habe. Die Gemeinde könne be¬
stimmen. wann sic ohne Beeinträchtigung ihrer im Interesse
der Allgemeinheit obliegenden Aufgaben das Versprechen
wird einlksen können.

Entschcidungsgründe:
Der Anspruch des Klägers auf Ausfvlgung, der gol¬

denen Salvatormedaille ist kein vermögensrechtlichcr Anspruch
im Sinne des Artikels 137 der Bundesverfassung. Die
Medaille als solche mag wohl einen Vermögenswert dar¬
stellen, wie ja auch Gedenkmünzen oder Ehrenpreise bei
Ausstellungen, selbst wenn sie aus minderwertigen Stoffen
hergestellt sind, immerhin einen Wert vorstellen. Alle diese
äußeren Zeichen verlieren ihren selbständigen Vermögens-
Wert, wenn sie in Verbindung mit der Auszeichnung, die
sie shmbolisieren sollen, verliehen werden. Dem Verfassungs¬
gerichtshof steht das Recht nicht zu, den Verleiher durch
Erkenntnis zu zwingen, den die Auszeichnung betreffenden
Beschluß durch Uebergabe des äußeren Zeichens zu voll¬
ziehen.

Konzessionierte Gewerbe, Genehmigung von Zweignieder-
lagcn.

M.Abt. 53/10408/28. Wien,  am 5. November 1928.
Im Verfahren betreffend die Genehmigung von Zweig¬

niederlagen konzessionierter Gewerbe gemäß K 40 der
Gewerbeordnung kommt weder den Genossenschaften noch der
Gemeinde die Stellung einer Partei zu. Der den gegen¬
teiligen Rechtsstandpunkt vertretende Erlaß des Bundes¬
ministeriums für Handel und Verkehr vom5. November 1927,
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Z . 86877/12/1927 , betreffend Errichtung von Filialen von
Gast - und Schankgcwerben ist daher in dieser Richtung nicht
mehr zu handhaben . Einer Befragung der Genossenschaften
in solchen Fällen zu informativen Zwecken steht natürlich
kein Hindernis entgegen ; ein gesetzlich vorgeschriebenes Er¬
fordernis für das Verfahren bildet jedoch eine solche Be¬
fragung nicht . Auf keinen Fall ist aber den genannten Stellen
ein Berufungsrecht gegen einen im Grunde des ß 40 der
Gewerbeordnung ergangenen Bescheid einznräumen.

Beschluß des Verwaltungsgerichtshofes vom 21 . September
1928 , Z . ^ 311/4/28.

Der Verwaltungsgerichtshof hat mit dem Beschlüsse
vom 21 . September 1928 die Beschwerde der Gemeinde Wien
gegen die Entscheidung des Bundesministertums für Handel
und Verkehr vom 15 . März 1928 , Z . 71611/13 , betreffend
Genehmigung von Zweigniederlassungen der Leichen¬
bestattungsunternehmung N . N . gemäß KK 2 und 21 des
Gesetzes vom 22 . Oktob « 1875 , R .G .Bl . Nr . 36/1876 , ohne
Fortsetzung des Verfahrens zurückgewicsen.

Dies aus nachstehenden Erwägungen:
Daß es sich hier um die angestrebte Errichtung von

Zweigctablisscments eines konzessionierten Gewerbes handelt,
ist von keiner Seite bestritten.

Für Zweigetabltssements eines konzessionierten Ge¬
werbes bedarf es aber »ach s 40 , Absatz 2, der Gewerbe¬
ordnung in der Fassung des Gesetzes vom 5. Februar 1907,
R .G .Bl . Nr . 26 , nicht einer eigenen Konzession , also einer
Verleihung  durch die nach Art des Gewerbes zuständige
Verleihungsbehörde , sondern nur einer „ besonderen Ge¬
nehmigung " durch diese Gewerbebehörde . Ein Recht der
Gemeinde des Standortes , wie es in den ßK 18 (Absatz 6),
20 (Absatz 3) und 21 8 (Absatz 3) der Gewerbeordnung (bei
N e u v e r l e ih u n g der Konzession für ein Leichen-
bcstattungsnntcrnehmen ) eingcräumt ist , ist in den Fällen des
K 40 der Gewerbeordnung nicht vorgesehen , ja nicht einmal
eine Einvernahme der Gemeinde des Standortes , wie sie
— abgesehen von K 23 , Absatz 5, der Gewerbeordnung —
schon bei Verlegung eines konzessionierten Gewerbes , bei
dessen Verlegung ans die Lokalvcrhältnisse Rücksicht zu nehmen
ist , vorgeschrieben ist (§ 39 . Absatz 4 , der Gewerbeordnung ) .

Die gleichwohl durch das Bundesministcrium für
Handel und Verkehr verfügte Einvernahme der Bezirks-
Vertretungen jener Bezirke , in welchen die Zwcigctablissements
errichtet werden sollen , lag also völlig im freien Ermessen
des Bundcsministeriums.

Da der Gemeinde in dem vorliegenden Falle weder ein
Rechtsanspruch auf ein bestimmtes Verhalten der Behörde
in der Sache selbst noch ein rechtliches Interesse , das ist der
Anspruch auf ein bestimmtes Verfahren , nach den Bestim¬
mungen der Gewerbeordnung zur Seite steht , fehlt ihr die
Parteistcllung und somit die Legitimation zur Bcschwerdc-
führnng beim Vcrwaltnngsgerichtshof.

Konzessionszurücknahme.

M .B .A . VII 9214/28 . Wien,  am 10 . August 1928.

Eine Konzession kann nach s 57 , Absatz 2 , der Gewerbe¬
ordnung auch dann zurückgenommen werden , wenn Schritte
zu ihrer Inbetriebsetzung bereits eingeleitet wurden.
Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes vom 31 . Mai

1928 , Z . ^ 680/4/27.
Der Verwaltungsgerichtshof hat über die Beschwerde des

Leopold W . in Groß -Riedenthal gegen die Entscheidung des
Bundcsministeriums für Handel und Verkehr vom 28 . April
1927 , Z . 84437 , betreffend die Zurücknahme einer Gast-
gcwerbekonzcssion zu Recht erkannt:

Die Beschwerde wird als unbegründet abgewiesen.

E n t s ch e i d u n g s g r ü u d e:
Die belangte Behörde gab mit der angefochtenen Ent¬

scheidung der Berufung des Beschwerdeführers gegen die vom
magistratischen Bezirksamte für den VII . Bezirk mit Be¬
scheid vom 12 . Februar 1927 gemäß s 57 , Absatz 2, der
Gewerbeordnung ausgesprochene Zurücknahme der dem Be¬
schwerdeführer mit Dekret vom 26 . Mai 1903 verliehenen
Weinschankkonzession keine Folge , da keine genügend triftigen
Gründe vorliegcn , die es rechtfertigen würden , von der der
Behörde im Gesetze zur Wahrung der öffentlichen Rücksichten
gegebenen Möglichkeit der Konzessionszurücknahme keinen Ge¬
brauch zu

! Bücherei
: drs Wiener
; -Hkadk - Vsusmte«

In der Beschwerde wird Gesetzwidrigkeit geltend ge¬
macht , weil das Ansuchen des Beschwerdeführers , der mangels
eines Lokalbedarfes seine Konzession bis Oktober 1926 nicht
habe ausüben können , um Genehmigung der Verlegung der
Konzession als ein Akt der Inbetriebsetzung der Konzession
aufzufassen sei , so daß die Voraussetzung der Zurücknahme
— das Ruhen des Gewerbes — mangle ; das Verfahren sei
mangelhaft , weil die Beschwerde die außergewöhnlichen Ver¬
hältnisse des Mangels eines Lokales und der Schwierigkeit
der Beschaffung eines solchen weder festgcstellt noch in Be¬
tracht gezogen habe.

' Hierüber erwog der Verwaltungsgcrichtshof folgendes:
Der Beschwerdeführer gibt selbst in der Beschwerde zu,

daß er , wenn ihm die Konzession vor dem 2. Oktober 1926
(dem Tage der Einbringung seines Ansuchens um Genehmi¬
gung der Uebertragung seiner Weinschankkonzession vom
Standorte Wien , VII . Burggasse 89 , nach dem Standorte
VII . Neustiftgasse 51 ) entzogen worden wäre , die Tatsache
des mehr als sechs Monate dauernden Nichtbetriebes der
Konzession nicht bestreiten könnte . Sohin macht der Be¬
schwerdeführer ausschließlich geltend , daß das Ansuchen vom
2. Oktober 1926 eine Unterbrechung der sechsmonatlichen
Frist des Nichtbctriebcs bedeute , so daß die Behörde nicht
mehr befugt gewesen sei , die Zurücknahme der Konzession
auszusprechcn . Dem vermochte der Verwaltungsgcrichtshof
nicht zuzustimmen , da nach K 59 , Absatz 2, der Gewerbeord¬
nung die Gewerbebehörde eine Gastgewcrbekonzession stets
dann als zurückgenomme » erklären kann , wenn sic durch
sechs Monate still stand ; zu bestimmen , wann die Behörde von
diesem Rechte der Zurücknahme Gebrauch macht , ist in ihr
Ermessen gestellt . Da der Beschwerdeführer selbst die Tatsache
des Stilltegens seiner Konzession durch mehr als sechs Mo¬
nate zugibt , hatte sich der Verwaltungsgerichtshof mit der
weiters in der Beschwerde aufgeworfenen Frage , ob das An¬
suchen vom 2. Oktober 1926 eine Unterbrechung des Laufes
dieser scchsmonatlichen Frist bedeute , gar nicht zu beschäftigen.

Verzeichnis der im Bundesgesetzblatte für die Republik
Oesterreich veröffentlichten Gesetze , Bollzngsanwcisnngen,

Verordnungen und Kundmachungen.

Bundesgesetzblatt.

264 . Uebercinkommen mit Italien betreffend die Liqui¬
dierung der Krankeickasse der ehemaligen k. k. österreichischen
Staatseisenbahnverwaltung und ihrer Nebenfonds.

265 . Uebercinkommen mit Italien betreffend das
Pensionsinstitut des Verbandes der österreichischen Lokal¬
bahnen und Kleinbahnen.

266 . Uebercinkommen mit Italien betreffend die
Arbeiterunfallversicherungsanstalt für Oberösterreich , Salz¬
burg , Tirol und Vorarlberg in Salzburg.

267 . Uebercinkommen mit Italien betreffend die
Krankenkasse für Bedienstete und Arbeiter des (vormals)
österreichischen Netzes der Südbahngesellschaft.

268 . Uebercinkommen mit Italien betreffend die
Arbctterunfallversicherungsanstalt für Steiermark und
Kärnten in Graz.

269 . Uebercinkommen mit Italien betreffend die Ge¬
meinde Wien — städtische Versicherungsanstalt und den Pen¬
sionsverein für Angestellte des Handels und der Industrie
in Wien.

27 » . Uebercinkommen mit Italien betreffend die Ersay-
institutc der Pensionsversicherung von Angestellten.

271 . Abänderung der Bestimmungen der Biersteuer¬
vollzugsvorschrift betreffend die Saccharometer.

272 . Dritte Durchführungsverordnung zum Leibrentner¬
gesetz.

273 . Prüfungslaxen für die Zulassung zur Prüfung
aus der Staatsrechnungswissenschaft.

274 . Ratifikation zweier auf der Arbeitskonferenz von
Washington angenommenen Uebercinkommen durch Kuba.

275 . Verkehr mit Watte und Verbandstoffen
276 . Schöffenlisten für Jugendsachen.
277 . Zusatzabkommen zum Altkronenübereinkommen mit

Rumänien.
278 . Benennung der Abteilungen (Fachschulen ) der

technischen Hochschulen als Fakultäten.
279 . Erteilung des im s 23a der Ausgleichsordnung

vorgesehenen Vorrechtes an den Verband der österreichischen
Lcdergroßhändlcr.
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